
   

   

 
 

 

 

An den Präsidenten  des     Hamm, 23.05.2018 
Landtags Nordrhein-Westfalen 
Postfach 101143 
40002 Düsseldorf 
 
 
 
  
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes – Einführung 
der Individualverfassungsbeschwerde zum Verfassungsgerichtshof 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP, 
Drucksache 17/2122 
Anhörung des Rechtsausschusses am 30. Mai 2018 
Schreiben vom 2. Mai 2018 
I.1 
 
 
 
 
Der Deutsche Richterbund NRW bedankt sich für die Einräumung einer 

Stellungnahmemöglichkeit zu der geplanten Gesetzesänderung.  

 

Ob die geplante Einführung einer Individualverfassungsbeschwerde zum 

Verfassungsgerichtshof geboten und sinnvoll ist, erachtet der Deutsche 

Richterbund NRW für eine rein politische Entscheidung und gibt hierzu keine 

Bewertung ab. 

 

Für den Fall der Einrichtung einer neuen Beschwerdemöglichkeit muss der 

Verfassungsgerichtshof die neue Aufgabe personell und sachlich leisten können. 

Da die Präsidentin oder der Präsident des Oberverwaltungsgerichts zukünftig 

nicht mehr automatisch die oder der Vorsitzende des Verfassungsgerichtshofes 

ist, wird nicht mehr in der gleichen Weise und Selbstverständlichkeit auf 

Sachmittel und Mitarbeiter des Oberverwaltungsgerichtes zurückgegriffen 

werden können wie bislang. Aus unserer Sicht muss ein eigenständige 

Organisationsstruktur mit eigenem richterlichem (z.B. wissenschaftliche 

Mitarbeiter) und nichtrichterlichem Personal (z.B. Servicekräfte, Wachtmeister) 

geschaffen werden. Auch bauliche Fragen dürften sich stellen. 
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Dies gilt umso mehr, wenn die geplante Gesetzesänderung zu einem 

erheblichen Fallaufkommen führen sollte.  

 

Im Rahmen des politischen Prozesses regen wir deshalb vor einer 

abschließenden Entscheidung über dieses Gesetz eine Kosten/Nutzen-Analyse 

unter Berücksichtigung der in den anderen Bundesländern gewonnenen 

praktischen Erfahrungen an. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Christian Friehoff 
Vorsitzender  


